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Zum Denken und Fühlen….. 
 
Gerne greife ich den Vorschlag auf, The-
men, die wir ggf. im Kreis diskutieren soll-
ten, im Newsletter getrennt aufzuführen. 
Damit diese Themen beim Scrollen nicht 
verloren gehen, möchte ich sie in Zukunft 
gerne an den Anfang stellen: 
 
Landesparteitag in Willingen,  
15./16. November 2014 
 

 
 
Der im Kreisvorstand mehrfach diskutierte 
und beschlossene Antrag zu einer vor-
läufigen Beendigung weiterer Aufnahmen in 
die EU zugunsten einer Konsolidierung der 
Zusammenarbeit der bestehenden 28 Mit-
gliedsstaaten ist nicht zur Abstimmung ge-
kommen. Er wurde auf den nächsten Par-
teitag verschoben. Ein in letzter Minute ein-
gereichter Gegenantrag der Frankfurter 
Parteifreunde erstaunte angesichts der an-
gestrebten Zusammenarbeit im Bezirk 
Rhein-Main, kam aber ebenfalls nicht zur 
Abstimmung. 
 
 
Assoziierungsabkommen zwischen der EU  
und der Republik Moldau 
 
In diesem Sinne gehen die Assoziierungs-
bestrebungen der EU ohne große Begrün-

dung und fast unbemerkt von der europäi-
schen Öffentlichkeit weiter. Die Abgeordne-
ten des Europäischen Parlaments haben 
dem Assoziierungsabkommen zwischen der 
EU und der Republik Moldau am 13. No-
vember 2014 mit großer Mehrheit zuge-
stimmt. Der Kommissar für Nachbar-
schaftspolitik und Erweiterungsverhandlun-
gen Johannes Hahn betonte in seiner Rede 
den Beitrag des Abkommens, „die Transpa-
renz zu erhöhen, Wirtschaftswachstum zu 
fördern und Stabilität und Wohlstand zu un-
terstützen.“ 
 
Das Assoziierungsabkommen mit der Re-
publik Moldau besteht, ebenso wie jenes 
mit der Ukraine, aus einer politischen Ko-
operation und einer wirtschaftlichen Integra-
tion. Der integrierte Freihandelsteil begrün-
det eine vertiefte und umfassende Freihan-
delszone zwischen der EU und Moldau und 
beinhaltet eine schrittweise Annäherung 
moldauischer Rechtsvorschriften an Stan-
dards der Europäischen Union.  
 
 
Europäischer Gerichtshof 
 
Urteil zur Entscheidung der Kommission zur 
Sperrung von Strukturfondsmitteln für Ab-
fallentsorgung in Italien 
 
Der EuGH hat am 06.11.2014 in seinem 
Urteil in der Rechtssache C-385/13 die Ent-
scheidung der Kommission, Gelder aus 
dem Europäischen Fonds für Regionale 
Entwicklung (EFRE) für die Abfallentsor-
gung in ITL zu sperren, für rechtens erklärt. 
Die Kommission hatte im Jahre 2000 das 
Operationelle Programm Kampanien (OP 
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Kampanien) genehmigt. Eine in diesem 
Programm enthaltene Maßnahme umfasste 
mehrere Operationen, die das regionale 
System der Abfallbewirtschaftung und –
beseitigung betrafen. Die Intervention der 
Region Kampanien führte zu Ausgaben in 
Höhe von ca. 93 Mio. EUR, von denen ca. 
die Hälfte (46 Mio. EUR) aus dem EFRE 
kofinanziert wurden. 2007 leitete die Kom-
mission ein Vertragsverletzungsverfahren 
gegen ITL ein, weil ITL in Kampanien nicht 
sichergestellt habe, dass die Abfälle besei-
tigt würden, ohne die menschliche Gesund-
heit zu gefährden und ohne die Umwelt zu 
schädigen. Außerdem habe es unterlassen, 
ein angemessenes Netz von Beseitigungs-
anlagen zu errichten.  
http://curia.europa.eu/juris/document/docu
ment.jsf?text=&docid=159297&pageIndex=
0&doclang=FR&mode=req&dir=&occ=first&
part=1&cid=706175 
 
 
Europäische Kommission 
 
Subventionen in Höhe von 647 Mio. EUR in 
Energie-Infrastruktur genehmigt 
 
Auf der Sitzung des Koordinierungsaus-
schusses für die Connecting Europe Fazili-
tät (CEF) am 29.10.2014 stimmten die Mit-
gliedsstaaten für die Bereitstellung von 647 
Mio. EUR zur Unterstützung von 34 Maß-
nahmen für zentrale und vorrangige Ener-
gie-Infrastrukturprojekte. Der Großteil der 
Gelder fließt an Gasvorhaben im Ostsee-
raum, in Mittelost- und in Südosteuropa. 
Durch CEF werden Projekte gefördert, die 
zwar wirtschaftlich nicht profitabel sind, 
aber wesentlichen Nutzen für mindestens 

zwei Mitgliedsstaaten bieten. Die unter-
stützten Projekte sollen außerdem dazu 
beitragen, die Energieversorgungssicher-
heit der EU zu verbessern und bisher vom 
EU-Energienetz ausgeschlossene Mit-
gliedsstaaten zu integrieren. 
http://ec.europa.eu/energy/infrastructure/pci
/pci_de.htm 
 
 
39 Mio. EUR Förderung des Agrarabsatzes in 
der EU und in Drittstaaten  
 
Am 30.10.14 hat die Kommission 27 Pro-
gramme zur Förderung von landwirtschaftli-
chen Erzeugnissen in der EU und in Dritt-
ländern bewilligt. Das Gesamtbudget der 
Programme beträgt 77.4 Mio. EUR, von 
denen die EU 39 Mio. EUR beiträgt. Die 
ausgewählten Programme decken eine 
große Vielfalt von Produktkategorien ab, 
zum ersten Mal auch Schaffleisch. Von den 
27 Programmen zielen 21 auf den Binnen-
markt und sechs auf Drittstaaten (Nordame-
rika, Lateinamerika, Nahost, Südostasien, 
Japan, Nordafrika und Türkei) ab. Die 
Kommission erhofft sich von den Program-
men eine Konsum- und Verkaufssteigerung 
von den in der EU erzeugten Agrarproduk-
ten. 
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-14-
1232_en.htm 
 
 
Kommission will "fitte Industriepolitik" 
 
In ihrer Rede „An EU industrial policy fit for 
the 21st century“ am 12.11.2014 erläuterte 
die Kommissarin für Binnenmarkt, Industrie 
und Unternehmen, Elzbieta Bienkowska, 
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wie sie die europäische Industriepolitik re-
formieren und fit für das 21. Jahrhundert 
machen möchte.  
 
In ihrer Rede sagte Bienkowska, dass das 
größte Problem der europäischen Indust-
riepolitik der große Rückgang an Investitio-
nen sei. Im Vergleich zu der Zeit vor der 
Wirtschaftskrise läge die Zahl der Investiti-
onen 20% unter denen vor der Wirtschafts-
krise. Konkrete Maßnahmen seien beson-
ders bei Dienstleistungen im Binnenmarkt, 
öffentlichem Auftragswesen, geistigem Ei-
gentum und zur Schaffung eines günstigen 
Unternehmensumfelds nötig. Bezüglich der 
Automobil-, Chemie- und der Verteidi-
gungsgüterindustrie sowie der Raumfahrt 
würden Initiativen gestartet werden. 
http://europa.eu/rapid/press-
release_SPEECH-14-1680_en.htm 
 
Europäischer Rechungshof 
 
In seinem am 05.11.2014 veröffentlichten 
Jahresbericht zum EU-Haushalt warnte der 
Europäische Rechnungshof (EuRH), dass 
das Haushaltssystem zu sehr auf die Ver-
wendung der Mittel ausgerichtet sei, der 
Schwerpunkt müsse indessen stärker auf 
der Erzielung von Ergebnissen liegen. Als 
unabhängiges Prüfungsorgan zeichnete der 
EuRH die Jahresrechnung der EU ab, be-
tonte aber, dass die Verwaltung der EU-
Ausgaben insgesamt noch nicht gut genug 
sei - weder auf EU-Ebene noch in den Mit-
gliedstaaten. Während des gesamten 
Haushaltszeitraums 2007-2013, so die EU-
Prüfer, hätte die Verwendung der Mittel 
nach dem Grundsatz "use it or lose it" (Ver-

fall bei Nichtnutzung) Vorrang vor der Erzie-
lung guter Ergebnisse gehabt. 
 
 
Eurogruppe 
 
Die Finanzminister der Eurogruppe haben 
auf ihrem Treffen am 6. November 2014 
auch über das griechische Hilfsprogramm 
gesprochen, das Ende 2014 ausläuft. Die 
Eurogruppe unterstützt die Bereitstellung 
einer vorbeugenden Kreditlinie, um den 
Übergang aus dem Programm zu erleich-
tern. Denn die Kapitalmärkte werden noch 
als fragil eingeschätzt und es bestünden 
zudem weitere Reformherausforderungen 
für Griechenland, hieß es zur Begründung 
aus der Eurogruppe. 
 
Diese Kreditlinie könnte erstmalig aus dem 
ESM bereitgestellt werden. Weitere Details 
sollen im Dezember diskutiert werden, 
wenn auch die Ergebnisse des nächsten 
Troika-Berichtes vorliegen. Die Minister 
spra-chen sich auch dafür aus, dass der 
Internationale Währungsfonds (IWF) wei-
terhin einbezogen werden soll (DIHK, Brüs-
sel) 
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